
Amtsblatt 17 / 2020 Seite 1 

 

 

 

 

 
 

 
 

 

 Nr. 17 vom 05.06.2020  

 
 

 
 
 

Inhaltsverzeichnis 
 

 

  

 
 Seite 

 
 

Allgemeinverfügung des Landratsamtes Schwandorf  
über die Verwendung von Schalldämpfern zur Jagdausübung  2 
 

Verordnung zur Änderung des Gebiets der Stadt Pfreimd und  
der Stadt Nabburg, Landkreis Schwandorf 4 

 
Öffentliche Bekanntmachung des Entwurfes für den  
Flächennutzungsplan des Zweckverbandes  

Interkommunales Gewerbegebiet A 93 -IKGE-A93-" 5 
 

Verbandssatzung Zweckverband zur Wasserversorgung der  
Glaubendorfer Gruppe  10 
 

Entschädigungssatzung für den Zweckverband zur  
Wasserversorgung der Glaubendorfer Gruppe  18 

 
Geschäftsordnung (GeschO) des Zweckverbands zur  
Wasserversorgung der Glaubendorfer Gruppe  20 

 
Übung von NATO-Land- und Luftstreitkräften 26 

 
 
 

 
 

 

AMTSBLATT 
FÜR DEN LANDKREIS SCHWANDORF 



Amtsblatt 17 / 2020 Seite 2 

 

 

 

 

Allgemeinverfügung des Landratsamtes Schwandorf über die Verwendung 
von Schalldämpfern zur Jagdausübung vom 15.05.2020 

 
Aufgrund des Art. 29 Abs. 3 Nr. 2 in Verbindung mit Art. 29 Abs. 2 Nr. 7 des 

Bayerischen Jagdgesetzes (BayJG) erlässt das Landratsamt Schwandorf folgende 
Einzelanordnung als Allgemeinverfügung: 

1. In Einschränkung des Verbots des Art. 29 Abs. 2 Nr. 7 BayJG ist es gestattet, 

Schalldämpfer mit für die Jagd zugelassenen Langwaffen für Munition mit 
Zentralfeuerzündung bei der Jagdausübung, einschließlich dem jagdlichen 

Übungsschießen, in allen Jagdrevieren auf dem Gebiet des Landkreises 
Schwandorf zu verwenden. 
 

2. Ferner wird es den Jagdscheininhabern aus dem Zuständigkeitsbereich des 
Landratsamtes Schwandorf in Einschränkung des Verbots des Art. 29 Abs. 2 Nr. 

7 BayJG innerhalb ganz Bayerns gestattet, Schalldämpfer mit für die Jagd 
zugelassenen Langwaffen für Munition mit Zentralfeuerzündung bei der 
Jagdausübung einschließlich dem jagdlichen Übungsschießen zu verwenden. 

 
3. Diese Allgemeinverfügung steht unter dem Vorbehalt ihres Widerrufs. 

 
4. Diese Allgemeinverfügung gilt am Tage nach der Bekanntmachung als bekannt 

gegeben. 

Gründe: 
I. 

Das jagdrechtliche Verbot der Jagdausübung mit Schalldämpfern ist in Art. 29 Abs. 2 
Nr. 7 BayJG geregelt. Von diesem Verbot können gem. Art. 29 Abs. 3 Nr. 2 BayJG 
Ausnahmen zugelassen werden.  

Durch den Schussknall bei der Jagdausübung können gesundheitliche 
Beeinträchtigungen beim Hörvermögen ausgelöst werden. Gehörschutz am Ohr ist 

nicht für alle Jäger und Jagdarten geeignet. Außerdem wird dadurch das Problem der 
Umweltbelastungen (Treiber, Hundeführer, Hunde, Anwohner, Erholungsverkehr etc.) 
nicht reduziert. Mit der Verwendung von Schalldämpfern wird die gesundheitliche 

Gefährdung, die bei der Abgabe eines Schusses entsteht, verringert. Der Schussknall 
wird hierbei nicht völlig, aber um 20 bis 30 Dezibel verringert. Durch diese 

Reduzierung wird eine für den Gesundheitsschutz entscheidende Lärmschwelle 
unterschritten. Aus diesem Grund wurden bereits in der Vergangenheit Einzelanträge 

auf Ausnahmen von dem Verbot des Art. 29 Abs. 2 Nr. 7 BayJG zugelassen.  
Am 20.02.2020 sind die Änderungen des Dritten Waffenrechtsänderungsgesetzes (3. 
WaffRÄndG) bezogen auf den Umgang mit Schalldämpfern im Rahmen der Jagd und 

des jagdlichen Übungsschießens in Kraft getreten. Durch den neu eingefügten § 13 
Abs. 9 Waffengesetz (WaffG) werden Schalldämpfer Langwaffen gleichgestellt. 

Dadurch wird es Jägern ermöglicht, bei Vorliegen der weiteren in § 13 WaffG 
genannten Voraussetzungen Schalldämpfer ohne (gesonderte) Erlaubnis zu erwerben, 
ohne Nachweis eines Bedürfnisses zu besitzen und ohne gesonderte Erlaubnis 

Schalldämpfer zur befugten Jagdausübung zu führen und im Rahmen der befugten 
Jagdausübung und des Übungsschießens mit Jagdwaffen, an denen Schalldämpfer 

angebracht sind, zu schießen. Die Regelungen finden ausschließlich Anwendung auf 
für die Jagd zugelassene Langwaffen für Munition mit Zentralfeuerzündung. Damit 
entfällt das Erfordernis eines Voreintrags in die Waffenbesitzkarte für den Erwerb 

eines Schalldämpfers.  
Infolge der Änderung des Waffengesetzes sind zahlreiche Anträge von Jägern auf eine 

Ausnahme von Verbot der Jagdausübung mit Schalldämpfern zu erwarten. In 
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Anbetracht des Grundrechts auf körperliche Unversehrtheit nach Art. 2 Abs. 2 Satz 1 
Grundgesetz (GG) sind diese Anträge zu genehmigen. Um eine einheitliche Regelung 

zu gewährleisten sowie eine Entlastung der Verwaltung zu erreichen, wird die 
Ausnahme von dem Verbot der Jagdausübung mit Schalldämpfern mit der 

vorliegenden Allgemeinverfügung geregelt.  
 

II. 

A. Das Landratsamt Schwandorf ist gem. Art. 52 Abs. 3 BayJG, Art. 3 Abs. 1 
Nr. 1 Bayer. Verwaltungsverfahrensgesetz (BayVwVfG) sachlich und örtlich 

zuständig. 
B. Die Voraussetzungen für die Einschränkung des jagdlichen Verbotes nach 

Art. 29 Abs. 2 Nr. 7 BayJG sind erfüllt (Art. 29 Abs. 3 Nr. 2 in Verbindung 

mit Art. 29 Abs. 2 Nr. 7 BayJG). Im Rahmen der Ausnahmeentscheidung ist 
das Grundrecht auf körperliche Unversehrtheit nach Art. 2 Abs. 2 Satz 1 

Grundgesetz (GG) zu berücksichtigen. Mit der Verwendung von 
Schalldämpfern wird die gesundheitliche Gefährdung, die bei der Abgabe 
eines Schusses entsteht, deutlich verringert. Aus Gründen des 

Gesundheitsschutzes ist die Ausnahme im Rahmen einer 
verfassungskonformen Anwendung der jagdrechtlichen Vorschriften daher zu 

erteilen. 
C. Die Einschränkung des Verbots gilt nach Ziff.  1. für die befugte 

Jagdausübung einschließlich des jagdlichen Übungsschießens auf dem 

gesamten Gebiet des Landkreises Schwandorf. Die unter I. genannten 
Gründe des Gesundheitsschutzes machen eine Einschränkung des Verbots 

für alle zur Jagdausübung berechtigten Personen unabhängig von ihrem 
Wohnsitz in allen Jagdrevieren gleichermaßen erforderlich. 

D. In Einschränkung des Verbots wird gleichzeitig nach Ziff. 2 für alle 

Jagdscheininhaber aus dem Zuständigkeitsbereich des Landratsamtes 
Schwandorf eine Ausnahme von dem Verbot des Art. 29 Abs. 2 Nr. 7 BayJG 

für die befugte Jagdausübung einschließlich des jagdlichen Übungsschießens 
innerhalb ganz Bayerns erteilt. Gehen diese Personen in Bayern außerhalb 
des Landkreises Schwandorf zur Jagd und ist in diesem Gebiet keine auf das 

Gebiet dieses Landkreises Schwandorf entsprechende Allgemeinverfügung 
erlassen, so ist die Ausnahme von dem Verbot der Jagdausübung mit 

Schalldämpfern aus den genannten Gründen auch hier erforderlich. Insofern 
ersetzt Ziff. 2 den Erlass von Einzelgenehmigungen, die jedem einzelnen 

Jagdscheininhaber aus dem Zuständigkeitsbereich des Landratsamtes 
Schwandorf auf Antrag erteilt werden müsste. 

E. Die Ausnahme gilt im Rahmen der Jagd und des jagdlichen Übungsschießens 

mit für die Jagd zugelassenen Langwaffen für Munition mit 
Zentralfeuerzündung. Diese Einschränkung ist entsprechend der Regelung 

des § 13 Abs. 9 Satz 2 WaffG vorzunehmen. Das bedeutet, dass die 
Ausnahme für Schalldämpfer i. V. m. Langwaffen für Munition mit 
Randfeuerzündung nicht im Wege einer jagdrechtlichen Allgemeinverfügung 

erteilt werden kann. 
F. Der Widerrufsvorbehalt nach Art. 36 Abs. 2 Nr. 3 BayVwVfG unter Ziffer 3. 

soll sicherstellen, dass jederzeit auf veränderte Bedingungen, beispielsweise 
gesetzliche Änderungen, reagiert werden kann. 

G. Ziffer 4. der Allgemeinverfügung stützt sich auf Art. 41 Abs. 4 Satz 4 

BayVwVfG. 
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H. Für diese Allgemeinverfügung werden nach Art. 3 Abs. 1 Nr. 2 des 
Kostengesetzes (KG) keine Kosten erhoben, da deren Erlass von Amts 

wegen im überwiegenden öffentlichen Interesse ergeht. 
 

Hinweis: 
Die Aufnahme des „jagdlichen Übungsschießens“ in die Ausnahme von dem Verbot 
des Art. 29 Abs. 2 Nr. 7 BayJG dient der Klarstellung, dass der Änderung des 

Waffenrechtes entsprechend sowohl die Jagdausübung als auch das Übungsschießen 
mit für die Jagd zugelassenen Langwaffen für Munition mit Zentralfeuerzündung unter 

Verwendung von Schalldämpfern gestattet ist. Das Verbot des Art. 29 Abs. 2 Nr. 7 
BayJG erstreckt sich nur auf die Ausübung der Jagd unter Verwendung von 
Schalldämpfern, insofern ist jagdrechtlich eine Einschränkung des Verbots auch nur 

insoweit erforderlich.  
 

Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach ihrer Bekanntgabe 
Klage erhoben werden beim 

 
Bayerischen Verwaltungsgericht in Regensburg, 

Postfach 11 01 65, 93014 Regensburg, 
Haidplatz 1, 93047 Regensburg, 

 

schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz 
zugelassenen¹ Form. 

 
 
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

¹ Die Einlegung eines Rechtsbehelfs mittels einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und 
entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nähere Informationen zur elektronischen 

Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie bitte der Internetpräsenz der 
Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit  
(www.vgh.bayern.de/verwaltungsgerichtsbarkeit/rechtsantragsstelle).  

[Sofern kein Fall des § 188 VwGO vorliegt:] Kraft Bundesrechts wird in 
Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine 

Verfahrensgebühr fällig.  
 

Landratsamt Schwandorf, 15.05.2020  
untere Jagdbehörde  
Ebeling  

Landrat 
 

 
 
Verordnung zur Änderung des Gebiets der Stadt Pfreimd und der Stadt 

Nabburg, Landkreis Schwandorf vom 27.05.2020 
 

Das Landratsamt Schwandorf erlässt auf Grund von Art. 11 und 12 der 
Gemeindeordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl. 
S. 796, BayRS 2020-1-1-I), die zuletzt durch § 2 Abs. 3 des Gesetzes vom 15. Mai 

2018 (GVBl. S. 260) geändert worden ist, folgende Verordnung: 
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§ 1 
1) Zwischen der Stadt Pfreimd und der Stadt Nabburg werden folgende 

    Flurstücke umgegliedert: 
 

Ausgliederung 
 

Eingliederung 

aus der 
Stadt 
Pfreimd 

 

FlstNr. Fläche 
(m²) 

Gemarkung in die 
Stadt 
Nabburg 

 

FlstNr. Gemarkung 

 837/3   147 Pfreimd  64 Perschen 

 Summe:  147     

aus der 
Stadt 
Nabburg 

   in die 
Stadt 
Pfreimd 

  

 64/1    272 Perschen  857 Pfreimd 

 67/1   7313 Perschen  857 Pfreimd 

 98/1 11523 Perschen  857 Pfreimd 

       

 Summe: 19108     

 
2) Die Grenzen der Gemarkungen Pfreimd und Perschen ändern sich entsprechend. 

 
§ 2 

Das Umgliederungsgebiet ist in der Flächenzusammenstellung des Amtes für 

Digitalisierung, Breitband und Vermessung Nabburg, Außenstelle Neunburg vorm Wald 
vom 08.01.2020 ausgewiesen.  

 
§ 3 

Im Umgliederungsgebiet tritt das Recht der abgebenden Gemeinde außer Kraft und 
das Recht der aufnehmenden Gemeinde in Kraft. 
 

§ 4 
Diese Verordnung tritt am 01.06.2020 in Kraft. 

 
Schwandorf, 27.05.2020 
Landratsamt Schwandorf 

Ebeling 
Landrat 

 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung des Entwurfes für den Flächennutzungsplan des 
Zweckverbandes Interkommunales Gewerbegebiet A 93 

-IKGE-A93-"  
 

Der Zweckverband Interkommunales Gewerbegebiet an der A93 hat am 30.04.2020 in 

öffentlicher Sitzung den Entwurf des Flächennutzungsplanes mit integriertem 
Landschaftsplan gebilligt. Gleichzeitig hat er beschlossen, eine Beteiligung der 

Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB durchzuführen sowie die Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB zu beteiligen. 
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Lage und Abgrenzung des Plangebietes 

 
Abgrenzung des Zweckverbandgebietes, eigene Darstellung, ohne Maßstab 
 

Das Zweckverbandsgebiet ist durch die B 85 und die A 93 geteilt. Im Norden, östlich 
der Autobahn, ist es durch die tief liegende Bahntrasse Schwandorf- Cham und durch 
Waldflächen begrenzt. Die östliche Grenze verläuft entlang der Gemeindegrenze 

zwischen Schwandorf und Wackersdorf und an der Kronstettener Straße bis auf Höhe 
der B 85. Nach einem Versatz von rund 350 m folgt die Grenze des Zweckverbands 

einem Feldweg, und weiter südlich der Gemeindestrasse am westlichen Siedlungsrand 
von Irlach bis zu einem Bachlauf am nördlichen Rand einer Abraumhalde, der „Irlacher 
Hochhalde“. Von dem Knick der Gemeindestrasse verläuft die Grenze des 

Zweckverbandes in gerader Linie „über die Hochhalde“ bis zur Gemeindegrenze 
zwischen Wackersdorf und Steinberg. Die Gemeindegrenze ist für einige 100 m mit 

der Zweckverbandsgrenze identisch bis sie einem Feld- und Waldweg in nord- 
südlicher Richtung bis zur GVS „Wackersdorf- Oder“ folgt. Die GVS stellt den südlichen 
Rand des Zweckverbandes dar. Die westliche Grenze entspricht der Staatsstraße 2145 

von Schwandorf nach Steinberg am See und verläuft anschließend, bis auf den 
Bereich um die Anschlussstelle Schwandorf- Mitte, auf der Gemeindegrenze 

Schwandorf- Wackersdorf entlang der bestehenden Gemeindestrasse zwischen der 
Staatsstraße und dem Schwandorfer Stadtteil Niederhof  

Ausgenommen aus dem Zweckverbandsgebiet sind die Häuser des Wackersdorfer 
Ortsteils Imstetten mit dem nahe gelegenen Gehöft an der Gemeindestrasse zwischen 
Niederhof und Alberndorf und der östlich der Autobahn gelegene Teil Kronstettens 

sowie einzelne Grundstücke unmittelbar nördlich der B 85.  
 

Ziel und Zweck der Planung: 
Der Landkreis Schwandorf gilt als einer der wichtigsten Wirtschafts- und 
Industriestandorte in der Oberpfalz. Die verkehrsgünstige Lage an der 

Bundesautobahn A 93 als wichtige Nord-Süd-Verbindung und der B 85 als Ost-
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Westverbindung beschert den Gemeinden Wackersdorf und Steinberg am See sowie 
der großen Kreisstadt Schwandorf eine anhaltende Nachfrage nach gewerblichen 

Bauflächen.  
Veranlasst durch das Regionale Teilraumgutachten ROEK 98 für die Gemeinden 

Schwandorf/Wackersdorf/Schwarzenfeld/Steinberg am See haben sich die Stadt 
Schwandorf sowie die Gemeinden Wackersdorf und Steinberg am See entschieden, 
den Zweckverband Interkommunales Gewerbegebiet an der A 93, -IKGE-A93- zu 

gründen, um die regionalplanerischen Vorgaben des ROEK umzusetzen und die 
Konkurrenzsituation der Gemeinden im Wettlauf um Investoren zu beenden.  

Um den sehr attraktiven Gewerbestandort beidseits der A 93 an der Ausfahrt Schwan-
dorf/Wackersdorf optimal überplanen und erschließen zu können, sollen die Flächen 
des Zweckverbandsgebietes nun in einem eigenständigen Flächennutzungsplan 

dargestellt werden.  
 

Folgende Arten umweltbezogener Informationen sind verfügbar:  

Schutzgut Art der Information 

Mensch Beschreibung und Bewertung des 
Geltungsbereiches für Wohnfunktionen (Lage, 

Vorbelastungen, Wohnverhältnisse und mögliche 
Immissionen) und Naherholung (Lage, 
Zugänglichkeit, Erholungseinrichtungen). 

Bewertung voraussichtlicher Beeinträchtigung 
durch das Vorhaben und mögliche 

Vermeidungsmaßnahmen. 

Tiere und Pflanzen, 

Biodiversität 

Beschreibung und Bewertung des 

Geltungsbereiches anhand von Bestandserfassung 
(Vegetation und Bebauung), Datenerfassung 
(Bay. Biotopkartierung) sowie bestehender 

Vorbelastungen und Beeinträchtigungen. 
Relevanzabschätzung möglicher Belange streng 

geschützter Arten und Bewertung potentieller 
Habitate. Bewertung voraussichtlicher 
Beeinträchtigung durch das Vorhaben und 

mögliche Vermeidungsmaßnahmen. 

Boden Beschreibung und Bewertung des 

Geltungsbereiches bzgl. Topographie, 
Bodenverhältnisse (Übersichtsbodenkarte LfU), 

Vorbelastung (Bebauung, Versiegelung, 
anthropogen Überprägung) und voraussichtlicher 
Beeinträchtigung durch das Vorhaben und 

mögliche Vermeidungsmaßnahmen. 

Wasser Beschreibung und Bewertung des 

Geltungsbereiches bzgl. vorhandener und 
angrenzender Oberflächengewässer, 

angenommener Grundwasserstand, vorhandene 
Wasserschutzgebiete sowie Ermittlungen bzgl. 
Hochwasserereignisse. 

Bewertung voraussichtlicher Beeinträchtigung 
durch das Vorhaben und mögliche 

Vermeidungsmaßnahmen. 
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Klima und Luft Beschreibung und Bewertung des 
Geltungsbereiches bzgl. Lage, Vorbelastung und 

kleinklimatischer Funktionen (Frisch-
/Kaltluftentstehung, Luftaustausch und 

Luftleitbahn für Belastungsräume).  
Bewertung voraussichtlicher Beeinträchtigung 

durch das Vorhaben und mögliche 
Vermeidungsmaßnahmen. 

Landschaft Beschreibung und Bewertung des 

Geltungsbereiches bzgl. Lage, Einsehbarkeit, 
Vorbelastung und landschaftsbildprägender 

Strukturen.  
Bewertung voraussichtlicher Beeinträchtigung 

durch das Vorhaben und mögliche 
Vermeidungsmaßnahmen. 

Kultur- und Sachgüter Beschreibung und Bewertung des 

Geltungsbereiches bzgl. Lage, gemeldeter 
Denkmäler (BayernAtlas, LfU) und Abständen zu 

Baudenkmälern sowie mögliche 
Beeinträchtigungen (Bedrängende Wirkung, 

Beeinträchtigung von Sichtbeziehungen) dieser. 
Bewertung voraussichtlicher Beeinträchtigung 
durch das Vorhaben und mögliche 

Vermeidungsmaßnahmen. 

Ausführlichere Informationen hierzu finden sich im Umweltbericht. 

 
Bestandteil der ausgelegten Unterlagen sind auch die bereits vorliegenden 

umweltbezogenen Stellungnahmen.  

Stellungnahme Art der Information 

Amt für Ernährung 
Landwirtschaft und Forsten 

 Hinweis zu den Kompensationsflächen (land- 
und forstwirtschaftlich) sowie auf Immissionen 
aus der Landwirtschaft wie Lärm, Staub, Geruch 

Landesfischereiverband  Hinweis zu Oberflächenwasser 

Bayerischer Bauernverband  Berücksichtigung der Belange der Landwirtschaft 

Bayerisches Landesamt für 

Denkmalpflege 

 Hinweise zu den Bodendenkmälern 

Jägerverein St. Hubertus  Hinweise zum Flächenverbrauch 

Landesbundes für 
Vogelschutz 

 Hinweise zum Flächenverbrauch und der 
Inanspruchnahme von Waldflächen und das 

benachbarte FFH / Natura 2000-Gebiet 
„Hirtlohweiher"  Schutzgebiete 

Landratsamt Schwandorf 
SG Immissionsschutz 

 Hinweise zum Immissionsschutz und den zu 
beachtenden Immissionsorten  

Landratsamt Schwandorf 
SG Bodenschutz 

 Hinweis auf die Altlastenverdachtsfläche 
„Irlacher Hochhalde". 

Landratsamt Schwandorf 

SG Naturschutz 

  Hinweise zum Flächenverbrauch und der 

Inanspruchnahme von Waldflächen und das 
benachbarte FFH / Natura 2000-Gebiet 

„Hirtlohweiher"  Schutzgebiete 

Regierung der Oberpfalz  Hinweise zu den Zielen der Landesplanung  

Regionaler Planungsverband  Hinweise zu den Zielen der Landesplanung  
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Regierung der Oberpfalz  Hinweise zu den Zielen der Landesplanung zur 
speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung 

Uniper Kraftwerke GmbH  Hinweise auf die Ausgleichsflächen der Uniper 
Kraftwerke GmbH 

Wasserwirtschaftsamt 
Weiden 

- Hinweise zur Entwässerung und dem 
Bodenschutz 

 
Öffentliche Auslegung: 

Die Auslegung des Entwurfs des Flächennutzungsplanes mit integriertem 
Landschaftsplan gem. § 3 Abs. 2 BauGB findet in Form einer Planauflage im Rathaus 

der Stadt Schwandorf, Spitalgarten 1, 92421 Schwandorf im Erdgeschoss beim 
Sachgebiet Stadtplanung im Treppenhausfoyer / Schaukasten, barrierefrei erreichbar 
über den Haupteingang, Spitalgarten 1 in Schwandorf vom 16.06.2020 bis 24.07.2020 

während der üblichen Dienststunden statt.  
 

Hinweis: 
In diesem Zeitraum können die im Foyer ausgelegten Unterlagen unter 
 

-//www.schwandorf.de/Wirtschaft-Bauen/Planen-und-Bauen-aktuell/Aktuelles- 
 

auch digital abgerufen werden. 
 

Während dieser Auslegungsfrist kann sich jedermann über die Ziele und Zwecke der 
Planung informieren und gegebenenfalls - schriftlich oder mündlich zur Niederschrift - 

Stellungnahmen zur Planung abgeben. Es wird darauf hingewiesen, dass nicht 
während der Auslegungsfrist abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung 
über den Flächennutzungsplan unberücksichtigt bleiben können (§ 4 a Abs. 6 BauGB).  

Da das Ergebnis der Behandlung der Stellungnahme mitgeteilt wird, ist die Angabe 
der Anschrift des Verfassers zweckmäßig. 

 
Datenschutz: 
Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf der Grundlage der Art. 6 Abs. 

1 Buchstabe e (DSGVO) i. V. mit § 3 BauGB und dem BayDSG. Sofern Sie Ihre 
Stellungnahme ohne Absenderangaben abgeben, erhalten Sie keine Mitteilung über 

das Ergebnis der Prüfung. Weitere Informationen entnehmen Sie bitte dem Formblatt 
„Datenschutzrechtliche Informationspflichten im Bauleitplanverfahren“ das ebenfalls 
öffentlich ausliegt. 

 
Hinweis: 

Ferner wird darauf hingewiesen, dass ergänzend zum Hinweis nach § 3 Abs. 2 Satz 2 
Halbsatz 2 BauGB für Flächennutzungsplanverfahren eine Vereinigung im Sinne des § 
4 Abs. 3 Satz 1 Nummer 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes (UmwRG) in einem 

Rechtsbehelfsverfahren nach § 7 Abs. 2 des UmwRG gem. § 7 Abs. 3 Satz 1 des 
UmwRG mit allen Einwendungen ausgeschlossen ist, die sie im Rahmen der 

Auslegungsfrist nicht oder nicht rechtzeitig geltend gemacht hat, aber hätte geltend 
machen können.  
 

Schwandorf, 28.05.2020 
Zweckverband Interkommunales Gewerbegebiet an der A93 

Andreas Feller 
Zweckverbandsvorsitzender  
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Allgemeine Dienststunden: 
Montag bis Donnerstag 08.00 Uhr bis 11.45 Uhr und 

 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
Freitag 08.00 Uhr bis 12.00 Uhr 

 
 
 

Verbandssatzung Zweckverband zur Wasserversorgung der Glaubendorfer 
Gruppe  

(Zweckverbandssatzung Wasser – ZVS-Wasser) 
vom 02.06.2020 

 

Der Zweckverband zur Wasserversorgung der Glaubendorfer Gruppe erlässt gemäß 

Art. 17 Abs. 1 des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) in der 
Fassung der Bekanntmachung v. 20. Juni 1994 (GVBl. S. 555), zuletzt durch § 1 Abs. 
43 der Verordnung vom 26. März 2019 (GVBl. S. 98) geändert, zu einem 

Zweckverband zusammen und vereinbaren folgende Verbandssatzung: 
 

Inhaltsverzeichnis 
 

I. Allgemeine Vorschriften 
§ 1 Rechtsstellung 

§ 2 Verbandsmitglieder 
§ 3 Räumlicher Wirkungsbereich 
§ 4 Aufgaben des Zweckverbands und der Verbandsmitglieder 

 
II. Verfassung und Verwaltung 

§ 5 Verbandsorgane 
§ 6 Zusammensetzung der Verbandsversammlung 

§ 7 Einberufung der Verbandsversammlung 
§ 8 Sitzungen der Verbandsversammlung 
§ 9 Beschlüsse und Wahlen in der Verbandsversammlung 

§ 10 Zuständigkeit der Verbandsversammlung 
§ 11 Rechtsstellung der Verbandsräte 

§ 12 Wahl des Verbandsvorsitzenden 
§ 13 Zuständigkeit des Verbandsvorsitzenden 
§ 14 Rechtsstellung des Verbandsvorsitzenden 

§ 15 Dienstkräfte des Zweckverbandes 
 

III. Wirtschafts- und Haushaltsführung 
§ 16 Anzuwendende Vorschriften 
§ 17 Haushaltssatzung 

§ 18 Deckung des Finanzbedarfs 
§ 19 Festsetzung und Zahlung der Umlagen 

§ 20 Kassenverwaltung 
§ 21 Jahresrechnung, Prüfung 

 

IV. Schlussbestimmungen 
§ 22 Öffentliche Bekanntmachungen 

§ 23 Besondere Zuständigkeiten der Aufsichtsbehörde 
§ 24 Auflösung, Auseinandersetzung 
§ 25 Inkrafttreten 



Amtsblatt 17 / 2020 Seite 11 

 

 

 

 

I. Allgemeine Vorschriften 
 

§ 1Rechtsstellung 

(1) Der Zweckverband führt den Namen „Zweckverband zur Wasserversorgung der 
Glaubendorfer Gruppe“.  
Er ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts. 

(2) Der Zweckverband hat seinen Sitz bei der Verwaltungsgemeinschaft Pfreimd.  
 

§ 2 Verbandsmitglieder 
(1) Verbandsmitglieder des Zweckverbandes sind die Stadt Pfreimd, die Gemeinde 
Trausnitz, der Markt Wernberg-Köblitz und der Markt Luhe-Wildenau. 

(2) Dem Zweckverband können weitere Mitglieder beitreten. Der Beitritt bedarf der 
Änderung der Verbandssatzung.  

(3) Jedes Verbandsmitglied kann zum Schluss eines Haushaltsjahres aus dem 
Zweckverband austreten, wenn die Verbandsversammlung mit einer Mehrheit von 
zwei Dritteln der satzungsgemäßen Stimmenzahl zustimmt. Der Austritt muss 

mindestens 1 Jahr vorher schriftlich erklärt werden; er bedarf einer Änderung der 
Verbandssatzung. Das Recht, aus wichtigem Grunde zu kündigen (Art. 44 Abs. 3 

KommZG), bleibt unberührt. 
 

§ 3 Räumlicher Wirkungsbereich 

Der räumliche Wirkungsbereich des Zweckverbandes umfasst das Gebiet der Stadt 
Pfreimd mit der Ortschaft Weihern, des Marktes Wernberg-Köblitz mit den Ortschaften 

Glaubendorf, Woppenhof, Rattenberg, Alletshof, der Gemeinde Trausnitz mit den 
Ortschaften Söllitz und Köttlitz sowie der Gemeinde Luhe-Wildenau, Landkreis 
Neustadt/Waldnaab mit der Ortschaft Glaubenwies. 

  
§ 4 Aufgaben des Zweckverbands und der Verbandsmitglieder 

(1) Der Zweckverband hat die Aufgabe, eine gemeinsame Wasserversorgungsanlage 
einschließlich der Ortsnetze zu errichten, zu verbessern, zu erneuern, zu betreiben, zu 
unterhalten, die Anlage im Bedarfsfall zu erweitern und bereits vorhandene Ortsnetze 

zu übernehmen; er versorgt die Endverbraucher mit Trinkwasser, das den 
einschlägigen rechtlichen Vorgaben entsprechen muss.  

(2) Das Recht und die Pflicht der Verbandsmitglieder, die dem Zweckverband 
übertragenen Aufgaben zu erfüllen, und die notwendigen Befugnisse gehen auf den 

Zweckverband über. 
(3) Der Zweckverband hat das Recht, an Stelle der Verbandsmitglieder Satzungen und 
Verordnungen für das übertragene Aufgabengebiet zu erlassen. 

(4) Nach Maßgabe seiner vorhandenen Kapazitäten kann der Zweckverband auch 
Dritte (Gemeinden, Zweckverbände) für Bereiche, die nicht zum Versorgungsgebiet 

des Zweckverbands (§ 3) gehören, mit Trinkwasser versorgen, soweit dadurch die 
vorrangigen Interessen der Verbandsmitglieder nicht beeinträchtigt werden. Hierzu 
sind Wasserlieferungsverträge abzuschließen. 

(5) Der Zweckverband erfüllt seine Aufgabe ohne Gewinnerzielungsabsicht. 
(6) Die Verbandsmitglieder sichern und überwachen in ihrem Gebiet die 

Versorgungsanlagen des Zweckverbandes nach dessen Richtlinien. Sie regeln in 
eigener Zuständigkeit und auf ihre Kosten das Freihalten und Einfetten der Hydranten. 
Sie halten die für den Feuerschutz eingebauten Anlagenteile auf ihre Kosten 

gebrauchsfähig.  
(7) Die Verbandsmitglieder gestatten dem Zweckverband die kostenlose Benutzung 

ihrer öffentlichen Verkehrsräume und der sonstigen ihrem Verfügungsrecht 
unterliegenden Grundstücke, soweit dies für die übertragene Aufgabe erforderlich ist. 
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Die Regelungen zu den Pflichten des Zweckverbands bei Herstellung und Unterhaltung 
seiner Anlagen sowie zu den Folgepflichten und Folgekosten bei Baumaßnahmen der 

Verbandsmitglieder an oder in Straßen bzw. den sonstigen Grundstücken, die eine 
Änderung oder Sicherung der bestehenden Versorgungsanlagen des Zweckverbands 

erforderlich machen, erfolgen in einer gesonderten Vereinbarung. 
(8) Die Verbandsmitglieder gestatten dem Zweckverband für die Durchführung seiner 
satzungsgemäßen Aufgaben die Benutzung ihrer Akten, Pläne sowie sonstiger 

Unterlagen und Daten. 
(9) Die Ablesung der Zähler erfolgt durch den Zweckverband. 

 
II. Verfassung und Verwaltung 

 

§ 5 Verbandsorgane 
Die Organe des Zweckverbands sind 

1. die Verbandsversammlung 
2. der Verbandsvorsitzende. 
 

§ 6 Zusammensetzung der Verbandsversammlung 
(1) Die Verbandsversammlung besteht aus dem Verbandsvorsitzenden und den 

übrigen Verbandsräten. 
(2) Die Zahl der Vertreter, die ein Verbandsmitglied in die Verbandsversammlung 
entsendet, richtet sich nach der Zahl der tatsächlichen Hausanschlüsse. Je vollendete 

20 Hausanschlüsse ergeben das Recht einen Vertreter in die Verbandsversammlung zu 
entsenden.  

Jedes Verbandsmitglied entsendet mindestens einen Verbandsrat. Die Berechnung 
wird alle 6 Jahre nach dem Durchschnitt des vorausgegangenen Jahres mit Wirkung 
für die neue Amtsperiode vorgenommen. Beim Beitritt eines weiteren Mitgliedes 

entsendet dieses sofort die sich nach Abs. 2 Satz 2 ergebende Anzahl an Vertretern.  
(3) Die Verbandsmitglieder werden in der Verbandsversammlung durch ihre ersten 

Bürgermeister und die von ihren Gemeinderäten bestellten weiteren Verbandsräte 
vertreten. An die Stelle des verhinderten ersten Bürgermeisters tritt sein gewählter 
Stellvertreter nach Art. 39 Abs. 1 GO; mit Zustimmung der vorstehend Genannten 

kann eine Gemeinde auch andere Stellvertreter bestellen. 
(4) Jeder Verbandsrat hat einen Stellvertreter für den Fall seiner Verhinderung. 

Verbandsräte können nicht Stellvertreter sein. Die Verbandsräte und ihre 
Stellvertreter sind von den Verbandsmitgliedern dem Verbandsvorsitzenden und der 

Verwaltungsgemeinschaft Pfreimd schriftlich zu benennen. Beamte und leitende oder 
hauptberufliche Arbeitnehmer des Zweckverbands können nicht Verbandsrat sein. 
(5) Für Verbandsräte, die kraft ihres Amtes der Verbandsversammlung angehören, 

endet das Amt als Verbandsrat mit dem Ende ihres kommunalen Wahlamtes; 
Entsprechendes gilt für ihre Stellvertreter. Die weiteren Verbandsräte und ihre 

Stellvertreter werden durch Beschluss der Vertretungsorgane der Verbandsmitglieder 
bestellt, und zwar für die Dauer der Wahlzeit der Vertretungsorgane, wenn Mitglieder 
dieser Organe bestellt werden, andernfalls für sechs Jahre. Die Bestellung nach Satz 2 

kann durch Beschluss der Vertretungsorgane aus wichtigem Grund widerrufen 
werden; sie ist zu widerrufen, wenn ein Verbandsrat, der dem Vertretungsorgan eines 

Verbandsmitglieds angehört, vorzeitig aus dem Wahlamt oder der 
Vertretungskörperschaft ausscheidet. Die Verbandsräte und ihre Stellvertreter üben 
ihr Amt bis zum Amtsantritt der neuen Verbandsräte weiter aus. 

 
§ 7 Einberufung der Verbandsversammlung 

(1) Die Verbandsversammlung tritt auf schriftliche oder elektronische Einladung des 
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Verbandsvorsitzenden zusammen. Die Einladung muss Tagungszeit und -ort und die 
Beratungsgegenstände angeben und den Verbandsräten spätestens eine Woche vor 

der Sitzung zugehen. In dringenden Fällen kann der Verbandsvorsitzende die Frist bis 
auf vierundzwanzig Stunden abkürzen. 

(2) Die Verbandsversammlung ist jährlich mindestens einmal einzuberufen. Sie muss 
außerdem einberufen werden, wenn es ein Drittel der Verbandsräte oder die 
zuständige Aufsichtsbehörde beantragen; im Antrag sind die Beratungsgegenstände 

anzugeben. 
(3) Die Aufsichtsbehörde ist von der Sitzung zu unterrichten. Abs. 1 Satz 2 und 3 gilt 

entsprechend. 
 

§ 8 Sitzungen der Verbandsversammlung 

(1) Der Verbandsvorsitzende bereitet die Beratungsgegenstände für die 
Verbandsversammlung vor. Der Verbandsvorsitzende leitet die Sitzung und handhabt 

die Ordnung während der Sitzung. 
(2) Die Vertreter der Aufsichtsbehörde, des Wasserwirtschaftsamts Weiden, 
Geschäftsstellenleiter, Kämmerer und Kassenverwalter der Verwaltungsgemeinschaft 

Pfreimd und der Wasserwart haben das Recht, an den Sitzungen beratend 
teilzunehmen. Auf Antrag ist ihnen das Wort zu erteilen. Die Verbandsversammlung 

kann auch andere Personen hören. 
 

§ 9 Beschlüsse und Wahlen in der Verbandsversammlung 

(1) Die Verbandsversammlung ist beschlussfähig, wenn sämtliche Verbandsräte 
ordnungsgemäß geladen sind und die anwesenden stimmberechtigten Verbandsräte 

die Mehrheit der von der Verbandssatzung vorgesehenen Stimmenzahl erreichen. 
Über andere als in der Einladung angegebene Beratungsgegenstände darf nur dann 
Beschluss gefasst werden, wenn die Angelegenheit dringlich ist oder alle Verbandsräte 

erschienen und mit einer Beschlussfassung einverstanden sind. 
(2) Wird die Verbandsversammlung wegen Beschlussunfähigkeit, die nicht auf der 

persönlichen Beteiligung der Mehrheit der Verbandsräte beruht, innerhalb von vier 
Wochen zum zweiten Mal zur Verhandlung über denselben Gegenstand einberufen, so 
ist sie ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen beschlussfähig; auf diese Folge 

ist in der zweiten Ladung ausdrücklich hinzuweisen. 
(3) Soweit das Gesetz über die kommunale Zusammenarbeit oder diese 

Verbandssatzung nicht etwas anderes vorschreiben, werden die Beschlüsse der 
Verbandsversammlung mit einfacher Mehrheit der Abstimmenden gefasst; es wird 

offen abgestimmt. Jeder Verbandsrat hat eine Stimme. Solange ein Verbandsmitglied 
keine anderen Vertreter bestellt hat, übt der Bürgermeister das Stimmrecht aller 
Vertreter aus.  

(4) Bei Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt. Kein Verbandsrat darf sich der 
Stimme enthalten; enthält sich ein Verbandsrat trotzdem der Stimme, so gehört er 

nicht zu den Abstimmenden. 
(5) Bei Wahlen gelten die Absätze 1 bis 3 entsprechend; die Vorschriften über die 
persönliche Beteiligung finden keine Anwendung. Es wird geheim gewählt. Gewählt ist, 

wer mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen erhält. Wird die Mehrheit 
im ersten Wahlgang nicht erreicht, so findet Stichwahl unter den beiden Bewerbern 

mit den höchsten Stimmenzahlen statt. Bei Stimmengleichheit in der Stichwahl 
entscheidet das Los. Haben im ersten Wahlgang drei oder mehr Bewerber die gleiche 
Anzahl von Stimmen erhalten, so entscheidet das Los, welche Bewerber in die 

Stichwahl kommen. Hat ein Bewerber die höchste, zwei oder mehr Bewerber die 
gleiche nächst höhere Stimmenzahl erhalten, so entscheidet das Los, wer von diesen 

in die Stichwahl mit dem Bewerber mit der höchsten Stimmenzahl kommt. 
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(6) Die Beschlüsse und Wahlergebnisse sind unter Angabe von Tag und Ort der 
Sitzung, der Namen der anwesenden Verbandsräte, der behandelten Gegenstände und 

der Abstimmungsergebnisse (Stimmverhältnis) in ein Beschlussbuch einzutragen und 
von dem Verbandsvorsitzenden und dem Schriftführer zu unterzeichnen. Als 

Schriftführer kann eine Dienstkraft des Zweckverbands oder eines Verbandsmitglieds, 
soweit dieses zustimmt, zugezogen werden. Verbandsräte, die einem Beschluss nicht 
zugestimmt haben, können bis zum Schluss der Sitzung verlangen, dass das in der 

Niederschrift vermerkt wird. Abschriften der Niederschrift sind unverzüglich den 
Verbandsmitgliedern zu übermitteln. Den Verbandsmitgliedern jedoch nur, wenn sie 

dies verlangen.  
 

§ 10 Zuständigkeit der Verbandsversammlung 

(1) Die Verbandsversammlung ist ausschließlich zuständig für 
1. die Entscheidung über die Errichtung und die wesentliche Erweiterung der den 

Verbandsaufgaben dienenden Einrichtungen, 
2. die Beschlussfassung über den Erlass, die Änderung oder die Aufhebung von 

Satzungen und Verordnungen, 

3. die Beschlussfassung über die Haushaltssatzung, die Nachtragshaushaltssatzungen 
und die Aufnahme von zusätzlichen Krediten während der vorläufigen 

Haushaltsführung, 
4. die Beschlussfassung über den Finanzplan, 
5. die Feststellung des Jahresabschlusses und die Entlastung, 

6. die Wahl des Verbandsvorsitzenden und seiner Stellvertreter, die Bestellung der 
Mitglieder des Verbandsausschusses und die Festsetzung von Entschädigungen, 

7. die Bildung, Besetzung und Auflösung weiterer Ausschüsse, 
8. den Erlass, die Änderung oder die Aufhebung der Geschäftsordnung für die 

Verbandsversammlung, 

9. die Beschlussfassung über die Änderung der Verbandssatzung, die Auflösung des 
Zweckverbands und die Bestellung von Abwicklern, 

10. die Ernennung, Beförderung, Abordnung, Versetzung, Zuweisung an eine 
Einrichtung, Ruhestandsversetzung und Entlassung von Beamten des 
Zweckverbands ab Besoldungsgruppe A 9. 

11. die Einstellung, Höhergruppierung, Abordnung, Versetzung, Zuweisung an einen 
Dritten, Beschäftigung mittels Personalgestellung und Entlassung der Arbeitnehmer 

des Zweckverbands ab Entgeltgruppe 9 des Tarifvertrags für den öffentlichen 
Dienst oder ab einem entsprechenden Entgelt. 

(2) Die Verbandsversammlung beschließt ferner über die anderen ihr im Gesetz über 
die kommunale Zusammenarbeit zugewiesenen Gegenstände. Sie ist insbesondere 
zuständig für die Beschlussfassung über 

1. den Erwerb, die Belastung, den Tausch und die Veräußerung von Grundstücken, 
2. den Abschluss von Vereinbarungen nach § 4 Abs. 4 dieser Satzung, 

3. den Abschluss von weiteren Rechtsgeschäften aller Art, die für den Zweckverband 
Verpflichtungen in Höhe von mehr als 10.000 € mit sich bringen.  

 

§ 11 Rechtsstellung der Verbandsräte 
(1) Die Verbandsräte sind ehrenamtlich tätig.  

(2) Entschädigungen der Verbandsräte sind in einer entsprechenden Satzung 
(Entschädigungssatzung) zu regeln. 
 

§ 12 Wahl des Verbandsvorsitzenden 
(1) Der Verbandsvorsitzende und sein Stellvertreter werden von der 

Verbandsversammlung aus ihrer Mitte gewählt.  
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(2) Der Verbandsvorsitzende und sein Stellvertreter werden auf die Dauer von sechs 
Jahren, sind sie Inhaber eines kommunalen Wahlamtes eines Verbandsmitgliedes, auf 

die Dauer dieses Amtes gewählt. Sie üben ihr Amt nach Ablauf der Zeit, für die sie 
gewählt sind, bis zum Amtsantritt des neu gewählten Verbandsvorsitzenden weiter 

aus. 
 

§ 13 Zuständigkeit des Verbandsvorsitzenden 

(1) Der Verbandsvorsitzende vertritt den Zweckverband nach außen. Er führt den 
Vorsitz in der Verbandsversammlung. 

(2) Der Verbandsvorsitzende vollzieht die Beschlüsse der Verbandsversammlung und 
erledigt in eigener Zuständigkeit alle Angelegenheiten, die nach der Gemeindeordnung 
kraft Gesetzes dem ersten Bürgermeister zukommen. Er erfüllt die ihm im Gesetz 

über die kommunale Zusammenarbeit zugewiesenen weiteren Aufgaben. 
(3) Durch besonderen Beschluss der Verbandsversammlung können dem 

Verbandsvorsitzenden unbeschadet des § 10 Abs. 1 weitere Angelegenheiten zur 
selbständigen Erledigung übertragen werden. 
(4) Der Verbandsvorsitzende kann einzelne seiner Befugnisse seinem Stellvertreter 

und in Angelegenheiten der laufenden Verwaltung Dienstkräften des Zweckverbands 
oder mit Zustimmung des Verbandsmitglieds dessen vertretungsberechtigtem Organ 

oder dessen Dienstkräften übertragen. 
(5) Erklärungen, durch die der Zweckverband verpflichtet werden soll, bedürfen der 
Schriftform. Das gilt nicht bei Geschäften, die für den Zweckverband einmalige 

Verpflichtungen von nicht mehr als 1.000 € mit sich bringen. 
(6) Zu den Aufgaben des Verbandsvorsitzenden gehören insbesondere auch in allen 

Angelegenheiten mit finanziellen Auswirkungen für den Zweckverband: 
die Bewirtschaftung von Haushaltsmitteln  

-  im Vollzug zwingender Rechtsvorschriften und im Rahmen von Richtlinien 

des Verbandsrates, in denen die Leistungen nach Voraussetzung und 
Höhe festgelegt sind.  

 
§ 14 Rechtsstellung des Verbandsvorsitzenden 

Der Verbandsvorsitzende und sein Stellvertreter sind ehrenamtlich tätig. Unbeschadet 

des § 11 erhält der Verbandsvorsitzende für seine Tätigkeit nach § 13 eine 
Aufwandsentschädigung. Dies gilt ebenso für den Stellvertreter nach dem Maß seiner 

besonderen Inanspruchnahme. Die Höhe dieser Entschädigungen ist in einer 
entsprechenden Satzung (Entschädigungssatzung) zu regeln.  

 
§ 15 Dienstkräfte des Zweckverbandes 

(1) Der Zweckverband hat das Recht, Dienstherr von Beamten zu sein.  

(2) Die Verbandsversammlung kann einen Geschäftsleiter bestellen. Sie kann ihm 
durch Beschluss Zuständigkeiten des Verbandsvorsitzenden nach § 13 Abs. 2 

übertragen. Ist kein Geschäftsleiter bestellt, werden die Aufgaben des ZV vom 
Vorsitzenden wahrgenommen, der die Erledigung der Aufgaben den Angestellten und 
Arbeitern übertragen kann.  

 
III. Wirtschafts- und Haushaltsführung 

 
§ 16 Anzuwendende Vorschriften 

Für die Wirtschafts- und Haushaltsführung des Zweckverbands gelten die Vorschriften 

für Gemeinden entsprechend, soweit sich nicht aus dem Gesetz über die kommunale 
Zusammenarbeit etwas anderes ergibt. Die Haushaltswirtschaft wird nach den 

Grundsätzen der Kameralistik geführt. 
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§ 17 Haushaltssatzung 

(1) Der Entwurf der Haushaltssatzung ist den Verbandsmitgliedern rechtzeitig, 
spätestens eine Woche vor der Beschlussfassung in der Verbandsversammlung, zu 

übermitteln. 
(2) Die Haushaltssatzung ist spätestens einen Monat vor Beginn des Haushaltsjahres 
zu beschließen und mit ihren Anlagen der Aufsichtsbehörde vorzulegen. Haushaltsjahr 

ist das Kalenderjahr. 
 (3) Die Haushaltssatzung wird, wenn rechtsaufsichtliche Genehmigungen erforderlich 

sind, nach Erteilung der Genehmigungen, sonst einen Monat nach der Vorlage an die 
Aufsichtsbehörde nach § 22 Abs. 1 bekannt gemacht. 

 

§ 18 Deckung des Finanzbedarfs 
(1) Der Zweckverband erhebt Abgaben nach den Vorschriften des 

Kommunalabgabenrechts. 
(2) Der durch Zuschüsse, Kredite, Gebühren, Beiträge und sonstige Einnahmen nicht 
gedeckte Finanzbedarf für die Errichtung, Verbesserung, Erneuerung und Erweiterung 

der Wasserversorgungsanlage sowie der laufende Finanzbedarf werden auf die 
Verbandsmitglieder umgelegt. Umlegungsschlüssel ist das Verhältnis der auf die 

einzelnen Verbandsmitglieder entfallenden Hausanschlüsse. 
 

§ 19 Festsetzung und Zahlung der Umlagen 

(1) Die Umlage wird in der Haushaltssatzung für jedes Haushaltsjahr neu festgesetzt. 
Sie kann nur während des Haushaltsjahres durch eine Nachtragshaushaltssatzung 

geändert werden. 
(2) Bei der Festsetzung der Umlage ist anzugeben: 
1. die Höhe des durch Zuschüsse, Kredite, Gebühren, Beiträge und sonstige 

Einnahmen nicht gedeckten Finanzbedarfs für die Errichtung, Verbesserung, 
Erweiterung und Erneuerung der Wasserversorgungsanlage sowie für den laufenden 

Finanzbedarf (Umlagesoll), 
2. die entfallenden Hausanschlüsse (Bemessungsgrundlage), 
3. der Umlagesatz, der auf die entfallenden Hausanschlüsse (Umlagesatz), 

4. die Höhe der Umlage für jedes Verbandsmitglied. 
(3) Der Umlagebetrag ist den einzelnen Verbandsmitgliedern durch schriftlichen 

Bescheid mitzuteilen (Umlagebescheid). 
(4) Die Umlagen werden mit einem Viertel ihres Jahresbetrags am 10. jedes dritten 

Quartalsmonats fällig. Werden sie nicht rechtzeitig entrichtet, so können von den 
säumigen Verbandsmitgliedern Zinsen in Höhe von 0,5 Prozent für jeden vollen Monat 
gefordert werden. 

(5) Ist die Umlage bei Beginn des Haushaltsjahres noch nicht festgesetzt, so kann der 
Zweckverband bis zur Festsetzung vorläufige vierteljährliche Teilbeträge in Höhe der 

im abgelaufenen Haushaltsjahr zuletzt erhobenen monatlichen Teilbeträge erheben. 
Nach Festsetzung der Umlage für das laufende Haushaltsjahr ist über diese 
vorläufigen Zahlungen zum nächsten Fälligkeitszeitpunkt abzurechnen. 

 
§ 20 Kassenverwaltung 

Die Kassengeschäfte des Zweckverbands werden von der Verwaltungsgemeinschaft 
Pfreimd geführt. 

 

§ 21 Jahresrechnung, Prüfung 
(1) Der Verbandsvorsitzende legt die Jahresrechnung der Verbandsversammlung 

innerhalb von sechs Monaten nach Abschluss des Rechnungsjahres vor. 
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(2) Die Jahresrechnung soll von der Verbandsversammlung oder von einem 
Rechnungsprüfungsausschuss binnen drei Monaten örtlich geprüft werden. Der 

Rechnungsprüfungsausschuss ist aus der Mitte der Verbandsversammlung zu bilden. 
Er besteht aus 3 Verbandsräten. Es wird 1 Vertreter für den 

Rechnungsprüfungsausschuss bestellt.  
 (3) Nach Abschluss der örtlichen Prüfung ist die Jahresrechnung der 
Verbandsversammlung vorzulegen. Die Verbandsversammlung stellt die 

Jahresrechnung fest und beschließt über die Entlastung. 
(4) Nach der Feststellung der Jahresrechnung findet die überörtliche 

Rechnungsprüfung statt. Überörtliches Prüfungsorgan ist der Bayerische Kommunale 
Prüfungsverband. 

 

IV. Schlussbestimmungen 
 

§ 22 Öffentliche Bekanntmachungen 
(1) Die Satzungen und Verordnungen des Zweckverbands werden im Amtsblatt des 
Landkreises Schwandorf bekannt gemacht. Die Verbandsmitglieder weisen in der für 

die Bekanntmachung ihrer Satzungen vorgesehenen Form auf diese Bekanntmachung 
hin. Die Satzungen und Verordnungen können in der Geschäftsstelle des 

Zweckverbands (Verwaltungsgemeinschaft Pfreimd) eingesehen werden. 
(2) Sonstige öffentliche Bekanntmachungen des Zweckverbands sind durch die 
Zweckverbandsmitglieder in ortsüblicher Weise vorzunehmen. Die Aufsichtsbehörde 

kann darüber hinaus eine Veröffentlichung im Amtsblatt des Landkreises Schwandorf 
anordnen. 

 
§ 23 Besondere Zuständigkeiten der Aufsichtsbehörde 

(1) Aufsichtsbehörde ist das Landratsamt Schwandorf 

(2) Die Aufsichtsbehörde kann die Verbandsversammlung einberufen, wenn der 
Vorsitzende und sein Stellvertreter verhindert sind und die Tagung der 

Verbandsversammlung unaufschiebbar ist. 
(3) Bei Streitigkeiten zwischen dem Zweckverband und den Verbandsmitgliedern, 
wenn sie sich gleich geordnet gegenüberstehen, und bei Streitigkeiten der Mitglieder 

des Zweckverbands untereinander aus dem Verbandsverhältnis ist die 
Aufsichtsbehörde zur Schlichtung anzurufen.  

 
§ 24 Auflösung, Auseinandersetzung 

(1) Die Auflösung des Zweckverbands bedarf einer Mehrheit von zwei Dritteln der 
satzungsmäßigen Stimmenzahl in der Verbandsversammlung und der Genehmigung 
der Aufsichtsbehörde. Die Auflösung ist wie diese Verbandssatzung bekannt zu 

machen. 
(2) Wird der Zweckverband aufgelöst, ohne dass seine bisherigen Aufgaben auf 

andere juristische Personen des öffentlichen Rechts mit Dienstherrnfähigkeit 
übergehen, haben die Verbandsmitglieder die Beamten und Versorgungsempfänger 
anteilig entsprechend zu übernehmen. 

(3) Findet eine Abwicklung statt, so haben die beteiligten Gemeinden das Recht, die 
auf ihrem Gebiet gelegenen Anlagen der örtlichen Versorgung zum Restbuchwert und 

die der überörtlichen Versorgung zum geschätzten Zeitwert zu übernehmen. Bei 
Anlagen der überörtlichen Versorgung ist den übrigen beteiligten Gemeinden auf 
Verlangen ein Mitbenutzungsrecht auf der Grundlage einer gesondert 

abzuschließenden Zweckvereinbarung einzuräumen. Im Übrigen ist das Vermögen 
nach Befriedigung der Gläubiger an die Verbandsmitglieder unter Anrechnung der 

übernommenen Gegenstände nach dem in § 18 festgelegten Verhältnis zu verteilen. 
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Übersteigen bei Auflösung des Zweckverbandes die Verbindlichkeiten das vorhandene 
Vermögen, so ist der Fehlbetrag nach demselben Verhältnis auf die 

Verbandsmitglieder umzulegen. 
(4) Scheidet ein Verbandsmitglied aus dem Zweckverband aus, ohne dass dadurch der 

Zweckverband aufgelöst wird, so wird es mit dem Betrag abgefunden, den es bei der 
Auflösung erhalten würde, wenn der Zweckverband zum Zeitpunkt seines 
Ausscheidens aufgelöst werden würde. Es hat das Recht, die auf seinem Gebiet 

gelegenen Anlagen der örtlichen Versorgung unter Anrechnung auf seinen 
Abfindungsanspruch zum Restbuchwert zu übernehmen. Bezüglich der beim 

Zweckverband verbleibenden Anlagen der überörtlichen Versorgung ist ihm auf 
Verlangen ein Mitbenutzungsrecht auf der Grundlage einer gesondert 
abzuschließenden Zweckvereinbarung einzuräumen. Der Abfindungsanspruch wird 2 

Jahre nach dem Ausscheiden, spätestens im Fall der Auflösung des Zweckverbands 
fällig. Die Beteiligten können für die Berechnung und Fälligkeit des 

Abfindungsanspruchs eine abweichende Regelung vereinbaren. 
 

§ 25 Inkrafttreten 

(1) Diese Verbandssatzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt des 
Landratsamtes Schwandorf in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Verbandssatzung vom 12.10.1978 (Amtsblatt 
12.10.1978/S.486-496), mit der 1. Änderungssatzung vom 18.10.1990 (Amtsblatt 
09.11.1990/Nr35, S.375), außer Kraft.  

  
Pfreimd, 02.06.2020 

Zweckverband zur Wasserversorgung der Glaubendorfer Gruppe 
Tischler 
Verbandsvorsitzender 

 
 

 
Entschädigungssatzung für den Zweckverband zur Wasserversorgung der 

Glaubendorfer Gruppe 

 
Der Zweckverband zur Wasserversorgung der Glaubendorfer Gruppe erlässt aufgrund 

Art. 30 Abs. 2 des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) in der 
Fassung der Bek. vom 20.06.1994 (GVBI S. 555, BayRS 2020-6-1-I), sowie Art. 20a 

und Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) in der Fassung der 
Bek. vom 06.01.1993 (GVBI S. 65, BayRS 2020-1-1-I) und § 11 und § 14 der 
Verbandssatzung folgende  

 
Satzung 

vom 02.06.2020 
 

§ 1 Entschädigungsberechtigte 

Der Verbandsvorsitzende, der Wasserwart und die übrigen Mitglieder der 
Verbandsversammlung werden für die Teilnahme an Sitzungen und für die sonstige 

mit ihrem Amt verbundene Tätigkeit nach Maßgabe dieser Satzung entschädigt. 
Entsprechendes gilt für Stellvertreter, sofern ein Vertretungsfall vorliegt.  
 

§ 2 Auslagenersatz 
Der Verbandsvorsitzende und die Verbandsräte erhalten für die Teilnahme an 

Sitzungen der Verbandsversammlung und ihrer Ausschüsse Ersatz ihrer Auslagen, 
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insbesondere Reisekostenvergütung nach den Sätzen der Stufe B des Bayerischen 
Reiskostengesetzes. Dabei werden Fahrtkosten wie bei Angehörigen der 

Besoldungsgruppen A 8 bis A 16 erstattet. Dasselbe gilt für Verbandsräte, die Beamte 
oder Angestellte des durch sie vertretenen Verbandsmitgliedes sind. Mit der 

Sitzungsgeldpauschale nach § 3 sind die Fahrtkosten für Sitzungen innerhalb des 
Verbandsgebietes abgegolten.  
 

§ 3 Entschädigung der Verbandsräte 
(1) Die Verbandsräte, die nicht gemäß Art. 31 Abs. 2 Satz 1 KommZG kraft Amtes der 

Verbandversammlung angehören und der Wasserwart, erhalten für die Teilnahme 
an Sitzungen der Verbandsversammlung und ihrer Ausschüsse eine 
Sitzungsgeldpauschale. Die Sitzungsgeldpauschale wird auf 30,00 € festgesetzt. 

Sie verdoppelt sich, wenn die Sitzung länger als fünf Stunden dauert.  
(2) Soweit die Verbandsräte Lohn- oder Gehaltsempfänger sind, erhalten sie außerdem 

den entstandenen Verdienstausfall für die Dauer der Sitzung einschließlich einer 
angemessenen An- und Abreisezeit ersetzt. Der Betrag des entgangenen Lohns 
oder Gehalts ist durch Bescheinigung des Arbeitgebers nachzuweisen. 

 
§ 4 Entschädigung des Verbandsvorsitzenden 

(1) Der Verbandsvorsitzende erhält für seine Tätigkeit eine jährliche  
Aufwandsentschädigung von 1.500,00 € zuzüglich einer Wegstrecken-Pauschale 
von jährlich 250,00 €. Die Wegstrecken-Pauschale wird aufgrund eines 

vorhandenen Dienst-PKW der Stadt Pfreimd, an die Stadt Pfreimd bezahlt. Der 
Zweckverband trägt die Kosten der Pauschalversteuerung. 

(2) Sein Stellvertreter erhält für diese Tätigkeit eine jährliche Aufwandsentschädigung 
in Höhe von 1.500,00 €. Die Reisekosten werden im ersten Jahr notiert und nach 
dem Reisekostengesetz (Art. 6 BayRKG) abgerechnet. Ab dem zweiten Jahr 

werden  die Reisekosten per Beschluss festgelegt und entschädigt. 
 

§ 5 Entschädigung des Geschäftsleiters  
Der Geschäftsleiter erhält für seine Tätigkeit keine Aufwandsentschädigung, soweit die 
Geschäftstätigkeit durch die Verwaltung eines Verbandsmitgliedes erledigt wird. 

Ansonsten wird die Entschädigung durch Beschluss der Verbandsversammlung 
festgesetzt. 

 
§ 6 Auszahlung der Entschädigungen 

Die Pauschalentschädigungen gem. § 4 werden jeweils zum Jahresende ausgezahlt. 
Die übrigen Entschädigungen werden nachträglich nach Abrechnung gezahlt.  
 

§ 7 Inkrafttreten 
(1) Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.05.2020 in Kraft.  

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung vom 01.07.2014 außer Kraft.  
 
Zweckverband zur Wasserversorgung der Glaubendorfer Gruppe 

Pfreimd, 02.06.2020  
Tischler 

Verbandsvorsitzender 
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Geschäftsordnung (GeschO) des Zweckverbands zur Wasserversorgung der 
Glaubendorfer Gruppe 

vom 02.06.2020 
 

Der Zweckverband zur Wasserversorgung der Glaubendorfer Gruppe gibt sich 
aufgrund Art.26 Abs.1 KommZG in Verbindung mit Art.45 Abs.1 GO und § 10 der 
Verbandssatzung durch Beschluss der Verbandsversammlung vom 25.05.2020 die 

folgende  
Geschäftsordnung (GeschO):  

 
I. Die Verbandsversammlung und ihre Ausschüsse 

 

§ 1 Verbandsversammlung 
(1) Die Verbandsversammlung nimmt die Aufgaben des Zweckverbandes nach Art.34 

Abs.2 KommZG  und § 10 der Verbandssatzung wahr. 
 

§ 2 Verbandsräte 

(1) Den Verbandsräten stehen in Verbandsangelegenheiten Befugnisse außer der 
Teilnahme an der Verbandsversammlung nur zu, wenn und soweit ihnen bestimmte 

Angelegenheiten ausdrücklich übertragen werden. 
(2) Über die Gewährung von Akteneinsicht an Verbandsräte und deren 
Stellvertreter/innen entscheidet der/die Verbandsvorsitzende nach pflichtgemäßem 

Ermessen. 
(3) Verbandsräte können bei den Sitzungen eines Ausschusses, dem sie nicht 

angehören, als Zuhörer anwesend sein, auch wenn die Sitzung nicht öffentlich ist. Ein 
Mitspracherecht steht ihnen nicht zu. 
(4) Ist ein Verbandsrat gemäß Art.26 Abs.1 KommZG/Art.49 GO wegen Befangenheit 

von Beratungen und Abstimmungen ausgeschlossen, so muss er den Sitzungsraum 
verlassen, wenn Beratung und Abstimmung in nicht öffentlicher Sitzung erfolgen. Dies 

gilt auch für die Entscheidung über die Voraussetzungen des Ausschlusses.  
 

II. Der/Die Verbandsvorsitzende und seine Befugnisse 

 
§ 3 Verbandsvorsitzende 

(1) Der Verbandsvorsitzende bereitet die Sitzungsgegenstände der 
Verbandsversammlung vor und vollzieht deren Beschlüsse, soweit der Vollzug nicht 

anderen übertragen ist. Falls er ihre Beschlüsse als rechtswidrig beanstandet und den 
Vollzug aussetzt, hat er die Verbandsversammlung in der nächsten Sitzung zu 
verständigen. 

(2) Der Verbandsvorsitzende erledigt in eigener Zuständigkeit alle Angelegenheiten, 
die nach der Gemeindeordnung kraft Gesetzes dem ersten Bürgermeister zukommen. 

(3) Der Verbandsvorsitzende erledigt in eigener Zuständigkeit die laufenden 
Angelegenheiten, die für den Verband keine grundsätzliche Bedeutung haben und 
keine erheblichen Verpflichtungen erwarten lassen. Laufende Angelegenheiten sind 

insbesondere:   
1. nach gesetzlichen Vorschriften, Satzungen, Tarifen, Ordnungen und dergleichen 

abzuschließende Geschäfte des täglichen Verkehrs, 
2. im täglichen Verkehr sonst abzuschließende Kauf-, Miet-, Pacht-, Werk-, Dienst- 

und Gestattungsverträge, 

(4) Der Verbandsvorsitzende hat das Gesamtunternehmen in Planung, Bau, Betrieb 
und Verwaltung zu überwachen. 
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(5) Der Verbandsvorsitzende ist befugt, im Rahmen der verfügbaren Mittel 
Anschaffungen von Geschäfts- und Betriebsbedarf im Einzelfall bis zum Höchstbetrag 

von 10.000 € zu tätigen. In allen Angelegenheiten mit finanziellen Auswirkungen für 
den Zweckverband: 

a) die Bewirtschaftung von Haushaltsmitteln 
 im Vollzug zwingender Rechtsvorschriften und im Rahmen von Richtlinien der 

Verbandsversammlung, in denen die Leistungen nach Voraussetzung und Höhe 

festgelegt sind,   
 im Übrigen bis zu einem Betrag von 10.000 € im Einzelfall,   

b) der Erlass, die Niederschlagung, die Stundung und die Aussetzung der Vollziehung 
von Abgaben, insbesondere von Steuern, Beiträgen und Gebühren sowie von 
sonstigen Forderungen bis zu folgenden Beträgen im Einzelfall: 

 Erlass 1.000 € 
 Niederschlagung 5.000 € 

 Stundung bis 1 Jahr 10.000 € 
 Stundung über 1 Jahr 5.000 € 
 Aussetzung der Vollziehung 5.000 € 

c) die Entscheidung über überplanmäßige Ausgaben bis zu einem Betrag von 10.000 € 
und über außerplanmäßige Ausgaben bis zu einem Betrag von 5.000 € im Einzelfall, 

soweit sie unabweisbar sind und die Deckung gewährleistet ist (Art. 66 Abs. 1 Satz 1 
GO) 
(6) Der Verbandsvorsitzende ist befugt, Unterhaltungs- und Instandsetzungsarbeiten 

im Einzelfall bis zum Betrag von 10.000 € in Auftrag zu geben. 
(7) Der Verbandsvorsitzende ist zum Abschluss von Verträgen über den Erwerb oder 

Tausch von Grundstücken bis zum Wert von 15.000 € im Einzelfall berechtigt. 
Außerdem ist er zum Erwerb von Rechten an Grundstücken Dritter zugunsten des 
Verbandes befugt; hierzu gehören insbesondere Grunddienstbarkeiten, Gestattungs- 

und Nutzungsverträge. Er kann ferner unbebaute und für betriebliche Zwecke nicht 
benötigte Grundstücke oder Grundstücksteile des Zweckverbandes verpachten. 

(8) Der Verbandsvorsitzende kann über bewegliches Verbandsvermögen im Wert bis 
zu 10.000 € im Einzelfall verfügen. Der Verbandsvorsitzende ist befugt, dem 
Verbandszweck dienende bewegliche Sachen kurzfristig an Dritte zur Benutzung zu 

überlassen, soweit sie vorübergehend entbehrlich sind. 
(9) Zu den Aufgaben des Verbandsvorsitzenden gehören auch in allgemeinen Rechts- 

und Verwaltungsangelegenheiten, die Behandlung von Rechtsbehelfen einschließlich 
Abhilfeverfahren, die Abgabe von Prozesserklärungen einschließlich Klageerhebung, 

Einlegung von Rechtsmitteln und Abschluss von Vergleichen sowie die Erteilung des 
Mandats an einen Prozessbevollmächtigten, wenn die finanzielle Auswirkung auf die 
Gemeinde bzw., falls diese nicht bestimmbar, der Streitwert voraussichtlich 10.000,00 

€ nicht übersteigt und die Angelegenheit keine grundsätzliche Bedeutung hat. 
(10) Der Verbandsvorsitzende überwacht den rechtzeitigen Eingang der Entgelte und 

für sonstige Leistungen des Verbandes. 
 

§ 4 Unaufschiebbare Angelegenheiten 

(1) Der Verbandsvorsitzende unterrichtet die Verbandsversammlung in ihrer nächsten 
Sitzung über die von ihm besorgten dringlichen Anordnungen und unaufschiebbaren 

Geschäfte. 
(2) Bei Notständen im Betrieb oder dringlichen betriebstechnischen Maßnahmen, die 
erhebliche Verpflichtungen erwarten lassen, hat der Verbandsvorsitzende umgehend 

die Verbandsversammlung zu einer Sitzung einzuberufen. 
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(3) Der Verbandsvorsitzende ist berechtigt, an die Wasserabnehmer des Verbandes 
das von diesen zur Aufrechterhaltung ihrer Wasserversorgung dringend benötigte 

technische Material gegen angemessenes Entgelt zu veräußern. 
 

§ 5 Personalangelegenheiten 
(1) In Personalangelegenheiten hat der Verbandsvorsitzende insbesondere folgende 
Aufgaben: 

1. Führung der Dienstaufsicht und Ausübung der übrigen Befugnisse eines 
Vorgesetzten; 

2. Abschluss von Dienst- und Arbeitsverträgen aller Art, bei Arbeitnehmern bis zur  
in eigener Zuständigkeit, im Übrigen gemäß den Beschlüssen der 
Verbandsversammlung im Rahmen der im Stellenplan vorgesehenen Planstellen 

und der im Wirtschaftsplan bereitgestellten Mittel; 
3. Regelung der Stellvertretung für den/die Geschäftsleiter/in und den/die 

Betriebsleiter/in im Einvernehmen mit der Verbandsversammlung; 
4. Regelung aller innerdienstlichen Angelegenheiten, wie der Erlass allgemeiner 

Dienstanweisungen oder von Geschäftsverteilungsplänen, der Abschluss von 

Betriebsvereinbarungen mit dem Personalrat/Betriebsrat. 
(2) Der Verbandsvorsitzende ist berechtigt, im Rahmen der zur Verfügung stehenden 

Stellen und Mittel Hilfskräfte vorübergehend zu beschäftigen. 
 

§ 6 Kassen- und Rechnungswesen 

(1) Der Verbandsvorsitzende ist zur Aufnahme von Kassenkrediten im Rahmen des 
haushaltsmäßig festgesetzten Höchstbetrages befugt. 

 
§ 7 Übertragung von Befugnissen 

(1) Dem Verbandsvorsitzenden stehen für seine Geschäfte die Bediensteten des 

Zweckverbandes zur Seite. 
(2) Der Verbandsvorsitzende kann seine Befugnisse in Angelegenheiten der laufenden 

Verwaltung und der technischen Betriebsführung sowie beim Vollzug der Beschlüsse 
der Verbandsversammlung allgemein für näher bezeichnete Aufgabenkreise oder von 
Fall zu Fall für einzelne Angelegenheiten dem/der Geschäftsleiter/in oder anderen 

Verbandsmitgliedsbediensteten übertragen und insoweit Zeichnungsbefugnis erteilen. 
(3) Soweit Verpflichtungserklärungen für den Zweckverband im Einzelfall nicht 

erheblich sind, kann der/die Verbandsmitgliedsbedienstete von dem 
Verbandsvorsitzenden allgemein oder im Einzelfall bevollmächtigt werden. 

 
§ 8 Geschäftsstelle 

Die Geschäftsstelle des Zweckverbandes unterstützt die Verbandsorgane und erledigt 

die Büroarbeiten für Verwaltung und Betrieb des Zweckverbandes. Die Geschäftsstelle 
untersteht den Weisungen desVerbandsvorsitzenden und wird von dem/der 

Geschäftsleiter/in verantwortlich geführt. 
 

§ 9 Personal der Geschäftsstelle 

(1) Der/Die Verbandsmitgliedsbedienstete ist für die verwaltungsmäßige und 
kaufmännische Erledigung der Verbandsaufgaben verantwortlich. Er/Sie unterstützt 

den Verbandsvorsitzenden in allen seinen Aufgaben. Unbeschadet der Zuständigkeit 
des Verbandsvorsitzenden besorgt er/sie insbesondere die rechtzeitige Vorbereitung 
der Sitzungen der Verbandsversammlung und stellt die Erledigung der Beschlüsse 

fest. 
(2) Die Obliegenheiten des/der Verbandsmitgliedsbediensteten ergeben sich aus 

dieser Geschäftsordnung, der Betriebsordnung, der Dienstordnung, seinem/ihrem 
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Dienstvertrag und aus den allgemeinen und besonderen Anordnungen der 
Verbandsversammlung. Insbesondere obliegt ihm/ihr der allgemeine Sitzungsdienst 

für die Verbandsversammlung und ihre Ausschüsse. Er/Sie hat von geplanten 
Sitzungen den/die Betriebsleiter/in rechtzeitig zu unterrichten; er/sie hat ferner die 

Tagesordnung unter Berücksichtigung vorliegender Anträge frühzeitig 
zusammenzustellen und Einladungsschreiben rechtzeitig zu erstellen. Der/Die 
Verbandsmitgliedsbedienstete trägt dafür Sorge, dass dem Verbandsvorsitzenden eine 

Woche vor jeder Sitzung für sämtliche Tagesordnungspunkte schriftliche 
Vormerkungen mit Empfehlungen für die Entscheidung vorliegen. Er/Sie führt die 

Sitzungsniederschriften, falls der Verbandsvorsitzende im Einzelfall keine/n andere/n 
Schriftführer/in bestimmt hat.  
(3) Im Vollzug von Beschlüssen der Verbandsversammlung ist der/die 

Verbandsmitgliedsbedienstete befugt, Bestellungen und Aufträge sofort zu erteilen, 
wenn die Angebotssumme den Betrag von 25.000 € im Einzelfall nicht übersteigt und 

die Angelegenheit einer raschen Erledigung bedarf. Er/Sie unterrichtet unverzüglich 
den Verbandsvorsitzenden. 
(4) Der/Die Geschäftsleiter/in bereitet schriftliche Verträge aller Art vor und besorgt 

die verwaltungsmäßige Abwicklung; bei Angelegenheiten mit technischem Inhalt ist 
der Wasserwart an den Verhandlungen zu beteiligen.  

(5) Die Wasserwarte sind für den technischen Bereich verantwortlich. Der 
Diensthabende trägt die Verantwortung.  

 

III. Geschäftsgang 
 

§ 10 Geschäftsgang; Vorbereitung der Verbandsversammlung 
(1) Verbandsversammlung und Verbandsvorsitzender sorgen für den 
ordnungsgemäßen Gang der Geschäfte, insbesondere für den Vollzug der gesetzlichen 

Vorschriften und die Durchführung der staatlichen Anordnungen. 
(2) Die Verbandsversammlung beschließt in Sitzungen. Eine Beschlussfassung durch 

mündliche Befragung außerhalb der Sitzungen oder in so genannten Umlaufverfahren 
ist ausgeschlossen. 
(3) Die Mitglieder der Verbandsversammlung sind verpflichtet, an den Sitzungen und 

Abstimmungen teilzunehmen. Im Falle ihrer Verhinderung sorgen sie für die 
Teilnahme ihres/r Stellvertreters/in. Wenn beide verhindert sind, ist dies rechtzeitig 

vor Beginn der Sitzung dem Verbandsvorsitzenden mitzuteilen. 
(4) Die Einberufung der Verbandsversammlung richtet sich nach dem KommZG und 

der Verbandssatzung. 
(5) Der Verbandsvorsitzende setzt die Tagesordnung für die Verbandsversammlung 
fest. 

(6) In fachtechnischen Angelegenheiten von besonderer Bedeutung holt der 
Verbandsvorsitzende rechtzeitig für die Beratung schriftliche Stellungnahmen der 

Fachbehörden ein. 
(7) Die Behandlung von Angelegenheiten in der Verbandsversammlung kann von 
jedem Verbandsrat schriftlich beantragt werden. Der Antrag ist zu begründen und 

muss 30 Tage vor der Sitzung bei dem Verbandsvorsitzenden vorliegen. 
(8) Ob später eingehende Anträge bei der auf die Antragstellung folgenden Sitzung 

behandelt werden, entscheidet die Verbandsversammlung. Ebenso entscheidet sie, ob 
über einen vor oder während der Sitzung als dringend gestellten Antrag beraten und 
abgestimmt werden soll. Nicht rechtzeitig gestellte Anträge, die Ermittlungen oder 

Überprüfungen, die Beiziehung von Akten oder die Befragung nicht anwesender 
Personen notwendig machen, müssen auf Antrag eines Verbandsrates bis zur 

nächsten Verbandsversammlung zurückgestellt werden. 
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§ 11 Sitzungsverlauf 
(1) Der Vorsitzende leitet die Verhandlungen in der Verbandsversammlung und 

handhabt die Ordnung während der Sitzung. 
(2) Zu den öffentlichen Sitzungen der Verbandsversammlung haben Zuhörer/innen 

nach Maßgabe des verfügbaren Raumes Zutritt. Soweit erforderlich, wird der Zutritt 
durch die Ausgabe von Platzkarten geregelt. 
(3) Für Presse und Medien ist stets die erforderliche Zahl von Plätzen freizuhalten. 

Ton- und Bildaufnahmen können von dem Vorsitzenden zugelassen werden, wenn kein 
Verbandsrat widerspricht. 

(4) Zuhörer/innen, die den Verlauf der Sitzung durch Eingreifen in die Verhandlung 
oder durch ungebührliches Verhalten stören, können durch den Vorsitzenden aus dem 
Sitzungssaal gewiesen werden. 

(5) Die Verbandsversammlung tagt grundsätzlich öffentlich. In nicht öffentlicher 
Sitzung werden behandelt 

1. Personalangelegenheiten, 
2. Verträge in Grundstücksangelegenheiten, 
3. sonstige Angelegenheiten, deren Geheimhaltung durch Gesetz vorgeschrieben, 

nach der Natur der Sache erforderlich oder durch die Verbandsversammlung 
beschlossen ist, insbesondere Wirtschaftsangelegenheiten Dritter. 

Über den Ausschluss der Öffentlichkeit wird in nicht öffentlicher Sitzung beraten und 
entschieden.  
(6) Die Verbandsversammlung nimmt in der Regel folgenden Verlauf: 

1. Eröffnung der Sitzung durch den Vorsitzenden; 
2. Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und der Anwesenheit sowie 

Mitteilung von Entschuldigungen durch den Vorsitzenden; 
3. Feststellung der Beschlussfähigkeit der Verbandsversammlung durch den 

Vorsitzenden; 

4. Mitteilung über Tätigkeiten des Verbandsvorsitzenden an Stelle der 
Verbandsversammlung (unaufschiebbare Angelegenheiten); 

5. Bekanntgabe amtlicher Mitteilungen, erforderlichenfalls Beratung und 
Beschlussfassung hierüber; 

6. Beratung und Beschlussfassung über die Tagesordnungspunkte; 

7. Behandlung der Anträge und Anfragen, die nicht in der Tagesordnung enthalten 
sind, in der Reihenfolge ihres Eingangs; 

8. Schließung der Sitzung durch den Vorsitzenden. 
 

§ 12 Beratung der Sitzungsgegenstände 
(1) Nach der Berichterstattung und dem Vortrag der Sachverständigen eröffnet der 
Vorsitzende die Beratung.  

(2) Ein Verbandsrat oder ein/e Behördenvertreter/in darf in der 
Verbandsversammlung nur dann sprechen, wenn der Vorsitzende das Wort erteilt hat. 

Er erteilt das Wort in der Reihenfolge der Wortmeldungen, bei gleichzeitiger 
Wortmeldung nach Ermessen. Er kann jederzeit selbst das Wort ergreifen. 
(3) Die Redner/innen sprechen von ihrem Platz aus; die Anrede ist an den 

Vorsitzende/n und die Verbandsräte, nicht an die Zuhörer/innen zu richten. Die 
Redner/innen haben sich an den zur Beratung stehenden Gegenstand zu halten und 

nicht vom Thema abzuweichen. 
(4) Während der Beratung sind nur zulässig  

1. Anträge zur Geschäftsordnung, für die das Wort außer der Reihe sofort zu 

erteilen ist und über die sofort zu beraten ist, 
2. Zusatz- und Änderungsanträge oder Anträge auf Zurückziehung. 
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Über Geschäftsordnungs- und Änderungsanträge ist sofort zu beraten und 
abzustimmen. 

(5) Der Vorsitzende und der/die Antragsteller/in haben das Recht zur 
Schlussäußerung. 

(6) Bei Verletzung der vorstehenden Grundregeln ist der Vorsitzende berechtigt, zur 
Ordnung zu rufen, auf den Verstoß aufmerksam zu machen und bei weiterer 
Nichtbeachtung das Wort zu entziehen. 

(7) Falls Ruhe und Ordnung nicht anders wiederherzustellen sind, kann der 
Vorsitzende die Sitzung unterbrechen oder aufheben. Eine unterbrochene Sitzung ist 

spätestens am nächsten Werktag fortzusetzen; einer neuerlichen Ladung bedarf es 
nicht. Die Beratung ist an dem Punkt fortzusetzen, an dem die Sitzung unterbrochen 
wurde. 

 
§ 13 Abstimmungen 

(1) Nach dem Schluss der Beratung lässt der Vorsitzende abstimmen. 
(2) Stehen mehrere Anträge zur Abstimmung, so wird über sie in der folgenden 
Reihenfolge abgestimmt: 

1. Anträge zur Geschäftsordnung, 
2. Änderungsanträge; 

3. Gutachten/Beschlüsse von Ausschüssen zum Beratungsgegenstand; 
4. weitergehende Anträge; 
5. zuerst gestellte Anträge, sofern später gestellte Anträge nicht unter Nr.1 bis 4 

fallen. 
(3) Vor jeder Abstimmung hat der Vorsitzende die Abstimmungsfrage so zu 

formulieren, dass sie mit „Ja" oder „Nein" beantwortet werden kann. 
(4) Es wird grundsätzlich durch Handaufheben abgestimmt. 
(5) Wenn das Ergebnis der Abstimmung nicht eindeutig feststellbar ist oder wenn 

Verbandsräte, die zusammen mindestens ein Viertel der Stimmen in der 
Verbandsversammlung vertreten, es verlangen, ist namentlich nach Aufruf 

abzustimmen. 
(6) Der Vorsitzende zählt die Stimmen. Er kann sich bei der namentlichen 
Abstimmung eines Ausschusses bedienen, den er nach Vorschlägen aus der Mitte der 

Verbandsversammlung bestellt. Das Abstimmungsergebnis ist unmittelbar nach der 
Abstimmung bekannt zu geben und in der Niederschrift festzuhalten. 

(7) Über einen bereits zur Abstimmung gebrachten Antrag kann in derselben Sitzung 
die Beratung und Abstimmung nicht nochmals aufgenommen werden. 

 
§ 14 Wahlen 

Wahlen werden in geheimer Abstimmung vorgenommen. Für geheime Abstimmungen 

werden Stimmzettel mit zweckentsprechenden Stimmwerten ausgeteilt, die verdeckt 
abzugeben sind. 

 
§ 15 Sitzungsniederschrift 

(1) Über jede Sitzung der Verbandsversammlung ist eine vollständige Niederschrift zu 

fertigen, für deren Richtigkeit der Vorsitzende verantwortlich ist. Er bestimmt den/die 
Schriftführer/in. Die Niederschriften werden getrennt nach öffentlichen und 

nichtöffentlichen Tagesordnungspunkten geführt. Niederschriften werden 
zusammengefasst und nach entsprechender Buchstärke gebunden.   
(2) Die Niederschrift muss Tag, Zeit und Ort der Verbandsversammlung, die 

anwesenden Vertreter/innen der Verbandsmitglieder und der beteiligten Behörden 
sowie die sonstigen beteiligten Personen enthalten. Sie hat den Ablauf der Sitzung in 
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der zeitlichen Folge zu schildern, wobei gestellte Anträge aufzunehmen, Beschlüsse 
wörtlich wiederzugeben und Abstimmungsergebnisse festzuhalten sind. 

(3) Die Niederschrift ist nach Fertigstellung von dem/der Schriftführer/in und dem 
Vorsitzenden zu unterzeichnen. 

(4) Jedem Verbandsmitglied ist ein Abdruck der öffentlichen Niederschrift zu 
übermitteln. Alternativ können den Verbandsräten die Niederschriften im 
Ratsinformationssystem zur Verfügung gestellt werden. Für die Einsichtnahme und 

Abschrifterteilung gilt Art.54 Abs.3 GO. 
 

§ 16 Verteilen der Geschäftsordnung 
Den Verbandsräten und ihren Stellvertretern/innen ist ein Exemplar der geltenden 
Geschäftsordnung auszuhändigen. 

 
§ 17 In-Kraft-Treten 

Die Geschäftsordnung tritt rückwirkend zum 01.05.2020 in Kraft. 
 
Pfreimd, 02.06.2020 

Zweckverband zur Wasserversorgung der Glaubendorfer Gruppe 
Tischler  

Verbandsvorsitzender 
 
 

 
Übung von NATO-Land- und Luftstreitkräften 

 
Die US Armee 7ATC (7th Army Training Command) führt in der Zeit vom  
01. August 2020 – 30. August 2020 eine Gefechts- und Luftlandeübung durch. 

 
Bezeichnung: „Saber Junction 20 (SJ20)“ 

 
Übungsraum: 
Die Übung findet sowohl in militärischen Liegenschaften als auch im freien Gelände 

statt. 
 

Betroffen ist im Landkreis Schwandorf das nördliche und südliche Landkreisgebiet mit 
den Gemeinden: 

Stadt Burglengenfeld, Gemeinde Fensterbach, Stadt Nabburg, Stadt Pfreimd, Markt 
Wernberg-Köblitz, Gemeinde Schmidgaden  
 

Im Rahmen der Übung finden taktische Kolonnenbewegungen und 
Fallschirmabsprünge auch außerhalb der Truppenübungsplätze statt. Während der 

Nacht wird mit Einsatz von Manövermunition, Nebel, und Pyrotechnik geübt.  
 
Straßen mit voraussichtlich mehr als verkehrsüblicher Benutzung sind die B 299, B 85, 

A 6 und St 2165. 
Die Verkehrsteilnehmer werden gebeten im Übungsraum in dieser Zeit entsprechend 

vorsichtig zu fahren und auf verkehrsregelnde Hinweise zu achten. 
 
Die Bevölkerung wird gebeten, sich von Einrichtungen der übenden Truppen 

fernzuhalten. Auf die von liegengebliebenen militärischen Sprengmitteln 
(Fundmunition und dergleichen) ausgehenden Gefahren wird ausdrücklich warnend 

hingewiesen.  
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Unbefugter Umgang mit Sprengmitteln kann nach dem Waffengesetz und dem 
Sprengstoffgesetz strafrechtlich verfolgt werden. 

 
Übungsschäden sind innerhalb eines Monats nach Beendigung der Übung schriftlich 

bei der Gemeinde oder innerhalb von drei Monaten nach dem Zeitpunkt, in dem der 
Geschädigte von dem Schaden und der beteiligten Truppe Kenntnis erlangt hat, 
schriftlich bei der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben Schadensregulierungsstelle 

Regionalbüro Süd Nürnberg, Rudolfstraße 28-30, 90489 Nürnberg (Tel. 0911/99261-
0) geltend zu machen. 

 
Einwendungen oder einschränkende Bedingungen gegen diese Übung sind wegen der 
Kürze der zur Verfügung stehenden Zeitdirekt bei der Truppe anzumelden, ansonsten 

wird Fehlanzeige angenommen. 
 

Schwandorf, 04. Juni 2020 
Landratsamt Schwandorf 
 

 
 

 


